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Bonn, den 31. Januar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bundeskriminalamt 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 29. Juni 1966 
— Drucksachen V/434 r V/750 — 


Seit meiner Beantwortung der Kleinen Anfrage der 
Fraktion der SPD — Drucksachen V/221, V/337 — 
sowie nach der Beratung des Antrages der Fraktion 
der SPD — Drucksache V/434 — in der 40. Sitzung 
des Deutschen Bundestages und der Annahme des 
Antrages des Innenausschusses (6. Ausschuß) auf 
Drucksache V/750 in der 52. Sitzung des Deutschen 
Bundestages habe ich Maßnahmen ergriffen und 
zum Teil bereits durchgeführt, die im Interesse einer 
wirksamen Verbrechensbekämpfung die Arbeits- 
fähigkeit des Bundeskriminalamtes steigern sollen. 
Ich habe ferner meine Verhandlungen mit den 
Innenministern der Länder fortgeführt, auf deren 
Unterstützung das Bundeskriminalamt bei der Er- 
füllung der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben 
und bei der Verbesserung der personellen Situation 
angewiesen ist. 

Im einzelnen ist dazu folgendes zu berichten: 

I. 

Meine besondere Sorge galt und gilt der Verbesse- 
rung der personellen Lage des Bundeskriminal- 
amtes. Hier kann über eine Reihe von Maßnahmen 
berichtet werden, nach deren erfolgreichem Abschluß 
im Laufe der nächsten drei Jahre die freien Planstel- 
len des Bundeskriminalamtes trotz eines verstärkten 
Altersabgangs im wesentlichen besetzt sein werden: 

1. Zur Besetzung der freien Planstellen für Voll- 
zugsbeamte hat das Bundeskriminalamt in der 


Zeit von April bis November 1966 mehrere 
Stellenausschreibungen für Ämter der Besol- 
dungsgruppen A 7 bis A 14 vorgenommen. Es 
sind bisher 133 Bewerbungen von Länder- und 
Kommunalbeamten eingegangen, über die zum 
Teil bereits entschieden ist. 

Dieses Ergebnis ist nicht zuletzt auf die Bereit- 
schaft der Innenminister der Länder zurückzu- 
führen, Kriminalbeamte, die sich für eine Ver- 
wendung im Bundeskriminalamt bewerben, frei- 
zugeben. Für diese Unterstützung, um die ich 
gebeten hatte, bin ich den Innenministern der 
Länder um so dankbarer, als sie selbst personelle 
Schwierigkeiten im Bereich ihrer Polizei zu über- 
winden haben. Bei den kommunalen Diensther- 
ren von Kriminalbeamten, die an einer Verwen- 
dung im Bundeskriminalamt interessiert sind, 
bin ich nicht immer auf das gleiche Verständnis 
gestoßen. 

Das Bundeskriminalamt hat sich nicht nur darauf 
beschränkt, bereits ausgebildete Länder- und 
Kommunalbeamte zu gewinnen, sondern sich 
auch weiterhin bemüht, selbst Bewerber für den 
kriminalpolizeilichen Vollzugsdienst des Bundes 
auszubilden, um die Fehlstellen zu besetzen. 
Der zweijährige Vorbereitungsdienst von 17 
Kriminalanwärtern im allgemeinen Dienst ist im 
Dezember 1966 beendet worden. Die Beamten 
haben die Laufbahnprüfung bestanden. 
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Weitere 44 Kriminalanwärter im allgemeinen 
Dienst werden zur Zeit ausgebildet; sie werden 
im Laufe der Jahre 1967/1968 ihre Laufbahn- 
prüfung ablegen. In der zweiten Hälfte des Jah- 
res 1967 wird eine weitere Gruppe den Vorbe- 
reitungsdienst beginnen. 

12 Beamte befinden sich in Ausbildung für die 
Laufbahn des leitenden Kriminaldienstes, die 
ihre Laufbahnprüfung 1968 ablegen werden. 

2. Der Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 
1967 enthält gegenüber dem Haushalt 1966 eine 
weitere Verbesserung des Stellenkegels, beson- 
ders für die Ämter der Laufbahn des allgemeinen 
Kriminaldienstes. Ich hoffe, daß diese Maßnahme 
und die vom Bundesminister der Finanzen 
bisher genehmigte bescheidene Erhöhung der j 
Aufwandsentschädigung um 10 DM monatlich j 
den Anreiz für den Eintritt in den Dienst des 
Bundeskriminalamtes erhöhen wird. 

3. Trotz aller Bemühungen wird es unter den der- 
zeitigen Verhältnissen nicht möglich sein, in ab- j 
sehbarer Zeit für alle freien Planstellen Voll- j 
zugsbeamte zu gewinnen. Es wird daher ange- 
strebt, Arbeitsplätze, für die eine kriminalistische 
Ausbildung nicht unbedingt erforderlich ist, mit 
Angestellten zu besetzen. Auch eine solche ; 
Überbrückungsmaßnahme stößt auf Schwierig- : 
keiten. Wiesbaden, Sitz von zahlreichen Bundes- | 
und Landesbehörden, Versicherungen, Banken 
und Industrieverwaltungen, hat einen besonders j 
großen Bedarf an Angestellten. Für das Bundes- 
kriminalamt ist es im Hinblick auf seine Lage am 
Stadtrand und auf die gebotene Vergütung 
schwierig, geeignetes Personal zu gewinnen. Um 
diese Möglichkeiten zu verbessern, wird ab 
1. Januar 1967 mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen den Angestellten der Vergü- 
tungsgruppen X bis V c BAT eine steuerpflich- 
tige Zulage von 50 DM monatlich gewährt. 

4. Meine Anregung, Kriminalbeamte der Länder 
zum Bundeskriminalamt, Kriminalbeamte des 
Bundeskriminalamtes zu den Ländern zeitlich be- 
grenzt abzuordnen, um die Fortbildung der Be- 
amten und die Zusammenarbeit zwischen dem 
Bundeskriminalamt und den Landeskriminaläm- 
tern auf dem Gebiet der Verbrechensbekämp- 
fung zu fördern, hat die Ständige Konferenz der 
Innenminister der Länder in der Sitzung am 
26. August 1966 günstig aufgenommen. Beim 
Bundeskriminalamt liegen bereits Mitteilungen 
aus einigen Ländern über die grundsätzliche Be- 
reitschaft zum Austausch von Beamten vor. 

5. Ein zusammenfassender Überblick über die per- 
sonelle Lage des Bundeskriminalamtes wäre un- 
vollständig ohne den Hinweis darauf, daß der 
zu erwartende zunehmende Arbeitsanfall Folge- 
rungen für die personelle Ausstattung des Amtes 
mit sich bringen wird. Die weitgehende Liberali- 
sierung im Verkehr über die Grenzen, der Ab- 
bau gewisser Meldepflichten, die anwachsende 
Bevölkerung und die bisher immer noch steigen- 
den Kriminalitätsziffern werden in den nächsten 


Jahren voraussichtlich einen Mehrbedarf an Per- 
sonal verursachen. Allein der Auslandsschrift- 
verkehr hat sich im Jahre 1966 gegenüber 1965 
um 12 °/o gesteigert. Die Zahl der Funksprüche 
ist im gleichen Zeitraum um mehr als 24°/o ge- 
stiegen (Zuwachsraten 1965 gegen 1964: 7 bzw. 
9 °/o) . 

II. 

Zur Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten des 
Bundeskriminalamtes müssen auch wesentliche 
Fragen im technischen und organisatorischen Be- 
reich gelöst werden, über die darauf abzielenden Be- 
mühungen kann folgendes berichtet werden: 

1. Die Arbeitsfähigkeit des Bundeskriminalamtes in 
Wiesbaden leidet seit Jahren unter den sehr 
schlechten Raumverhältnissen. Die Vorbereitun- 
gen für den Beginn der Erweiterungsbauten in 
Wiesbaden sind jetzt soweit gediehen, daß mit 
dem Baubeginn im Frühjahr 1967 gerechnet wer- 
den kann. Die Bauarbeiten werden nach der Pla- 
nung einen Zeitaum von mehreren Jahren bean- 
spruchen. 

2. Besonderes Interesse hat in der öffentlichen Dis- 
kussion die Frage gefunden, wann und in wel- 
chem Umfang die technischen Möglichkeiten der 
elektronischen Datenverarbeitung in den Dienst 
der Verbrechensbekämpfung gestellt werden 
können. Manche der zahlreichen Diskussionsbei- 
träge haben allerdings die Schwierigkeiten der 
noch zu lösenden Probleme verkannt und infol- 
gedessen ein falsches Bild in der Öffentlichkeit 
entstehen lassen. Es soll daher an dieser Stelle 
festgestellt werden, daß vor der Verwendung 
moderner datenverarbeitender Maschinen für 
spezifisch kriminalpolizeiliche Zwecke noch um- 
fangreiche und schwierige Grundlagenarbeiten 
zu leisten sind. Es können keine kurzfristigen 
Erfolge erwartet werden. Außerdem muß man 
sich darüber im klaren sein, daß die Einführung 
solcher Hilfsmittel in Bund und Ländern erheb- 
liche finanzielle Investitionen notwendig machen 
wird. 

Dieser notwendige Vorbehalt ändert nichts 
daran, daß intensive Bemühungen unternommen 
werden, um die Verwendung der Elektronik im 
Bereich der Kriminalpolizei zu ermöglichen. In 
enger Zusammenarbeit mit den Ländern sind 
dafür die Vorarbeiten angelaufen: 

a) Beim Bundeskriminalamt ist eine dem Präsi- 
denten unmittelbar unterstellte „Arbeits- 
gruppe Elektronik" gebildet worden. Sie hat 
die Aufgabe, unter Berücksichtigung der vom 
Bundeskriminalamt selbst und der Unterkom- 
mission „Elektronik" der „Arbeitsgemein- 
schaft der Landeskriminalämter mit dem Bun- 
aeskriminalamt" geleisteten Vorarbeiten 
sämtliche Möglichkeiten elektronischer 
Datenverarbeitung beim Bundeskriminalamt 
zu prüfen, Erprobungen "durchzuführen und 
dem Bundesinnenministerium in arbeitsmäßi- 
ger, organisatorischer und technischer Hin- 
sicht Vorschläge zur Einführung bestimmter 
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elektronischer Datenverarbeitungsmaßnah- 
men beim Bundeskriminalamt vorzulegen. 
Dem Verbund der Arbeit des Bundeskrimi- 
nalamtes mit anderen in- und ausländischen 
Kriminalbehörden ist Rechnung getragen. 

• 

b) Der Arbeitskreis II „öffentliche Sicherheit 
und Ordnung" der Arbeitsgemeinschaft der 
Innenminister der Länder hat im Mai vorigen 
Jahres eine Unterkommission gebildet, die 
sich aus Vertretern mehrerer Länder und dem 
Präsidenten des Bundeskriminalamtes zu- 
sammensetzt. Die Unterkommission ist be- 
auftragt worden, einen Stufenplan zu ent- 
wickeln, nach dem die Polizei in Bund und 
Ländern elektronische Datenverarbeitungs- 
anlagen zur Intensivierung der Verbrechens- 
bekämpfung einsetzen soll. Sie hat in einer 
Sitzung am 5. Dezember 1966 beim Bundes- 
kriminaiamt in Wiesbaden mehrere Herstel- 
lerfirmen über die Möglichkeiten der elektro- 
nischen Datenverarbeitung im Bereich der 
Kriminalpolizei gehört. Dabei hat sich erge- ; 
ben, daß der zu entwickelnde Stufenplan nicht j 
auf eine regionale Teillösung beschränkt wer- I 
den darf. Eine Intensivierung cler Verbrechens- 
bekämpfung mit Hilfe der elektronischen Da- 
tenverarbeitung ist nur möglich, wenn alle 
bisher in getrennten Sammlungen und Kar- ; 
feien der verschiedensten Bereiche Vorhände- ! 
nen Daten in allen Ländern und beim Bundes- 
kriminalamt ausgewertet werden können. 
Feiner ist es erforderlich, daß die elektro- i 
nischen Datenverarbeitungsanlagen im Bun- 
deskriminalamt und in den Landeskriminal- 
ämtern durch Datenfernübertragung unter- 
einander verbunden und dadurch miteinander 
arbeitsfähig sind. Das hierfür erforderliche j 
Gesamtnetz kann schließlich nur funktions- j 
fähig sein, wenn in Bund und Ländern eine ; 
einheitliche oder wenigstens eine aufeinander 
abgestimmte Maschinenausstattung verwen- 
det wird, damit die Maschinensysteme alle 
eingehenden und ausgehenden Daten direkt 
und ohne Zeitverlust verarbeiten können. 
Diese sog. Kompatibilität ist zur Zeit nur bei 
den Anlagen von zwei Herstellerfirmen ge- 
geben. 

Die Planung dieser Gesamtlösung muß da- 
mit beginnen, daß die Polizeidienststellen in 
Bund und Ländern das vorhandene Daten- 
material feststellen, überprüfen und ergänzen. 
Sodann müssen die Daten aufbereitet und 
Schlüsselverzeichnisse und Programme erar- 
beitet werden. Umfang und Schwierigkeit der 
Aufgabe machen es erforderlich, daß diese 
Arbeiten von einer ständigen Gruppe sach- 
verständiger Beamter des Bundes und der 
Länder durchgeführt werden, die von sonsti- 
gen dienstlichen Obliegenheiten freigestellt 
sind. 

Nach dem Vorschlag der Unterkommission 
soll daher beim Bundeskriminalamt eine ge- 
meinsame Arbeitsgruppe von Bund und Län- 
dern gebildet werden, die organisatorisch und 


verwaltungsmäßig unmittelbar dem Präsiden- 
ten des Bundeskriminalamtes untersteht. Die 
Arbeitsgruppe soll aus Sachverständigen ver- 
schiedener Fachbereiche, verschiedener Län- 
der und verschiedener Behördenebenen zu- 
sammengesetzt sein, um möglichst umfassend 
arbeiten zu können. Ich hoffe, daß die Innen- 
minister der Länder diesen Vorschlag, den 
ich unterstütze, billigen werden und daß da- 
mit die Voraussetzung für eine intensive Be- 
arbeitung dieser schwierigen Frage geschaffen 
wird. 

c) Die Einführung der elektronischen Daten- 
verarbeitung für Zwecke der Polizei erfordert 
nach dem bisherigen Ergebnis der Vorarbei- 
ten einen Gesamtkostenaufwand in Bund und 
Ländern von ca. 100 Mio DM. Eine endgültige 
Kostenrechnung ist zur Zeit noch nicht mög- 
lich. 

Es ist erfreulich, daß der Haushaltsentwurf 
1967 erstmals einen Ansatz für die „Förde- 
rung der Forschung und Entwicklung auf dem 
Gebiete der Datenverarbeitung für öffentliche 
Aufgaben 1 ' vorsieht. Ich nehme an, daß aus 
diesem! Ansatz auch Forschungsaufgaben für 
die Einführung der elektronischen Datenver- 
arbeitung in den Bereich der Kriminalpolizei 
finanziert werden können und damit die Ver- 
gabe eines Forschungsauftrages möglich sein 
wird, der uns der Verwirklichung des ange- 
strebten Zieles näher bringt. 

3. Durch die Einrichtung eines Dauerdienstes Mitte 

des Jahres 1966 ist die Auskunftserteilung des 
Bundeskriminalamtes erheblich beschleunigt und 
zuverlässiger geworden. Dienststellen des Bun- 
des und des Auslandes haben diese Leistung ge- 
würdigt. • 

4. Bestrebungen, die Grundlagenforschung der Ab- 
teilung „Kriminalistisches Institut" beim Bundes- 
kriminalamt zu intensivieren, werden in den 
kommenden Jahren weiterhin verstärkt werden. 
In der Zeit vom 17. bis 21. April 1967 wird beim 
Bundeskriminalamt eine Arbeitstagung „Krimi- 
nalpolizei und Technik" abgehalten, an der nam- 
hafte Vertreter aus Praxis und Wissenschaft des 
In- und Auslandes teilnehmen werden. 


III. 

Die sich stets wandelnden Erscheinungsformen der 
Kriminalität und die sich hieraus ergebenden not- 
wendigen Maßnahmen — Aus- und Fortbildung der 
Kriminalbeamten, Ausstattung des Bundeskriminal- 
amtes in personeller und technischer Hinsicht — wie 
auch die Probleme der Zusammenarbeit mit den Be- 
hörden des In- und Auslandes erfordern eine stän- 
dige Beobachtung und Unterstützung durch Parla- 
ment und Regierung. 

1. Mit Wirkung vom 1. Oktober 1966 habe ich im 
Bundesministerium des Innern ein Referat ein- 
gerichtet, das sich ausschließlich mit kriminal- 
polizeilichen Angelegenheiten des Bundes be- 
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faßt. Leiter dieses Referates ist ein Kriminalbe- 
amter. 

2. Meine Bemühungen haben bisher Teilerfolge 
erbracht. Ich hoffe, daß mich das Parlament auch 
weiterhin darin unterstützen wird, das Bundes- 
kriminalamt in die Lage zu versetzen, seine Auf- 
gaben im Interesse einer erfolgreichen Verbre- 
chensbekämpfung noch wirksamer zu erfüllen. 
Die dafür erforderliche Verbesserung der perso- 
nellen und technischen Ausstattung läßt sich 
zwar nicht ohne finanziellen Mehrbedarf bewir- 
ken. Ich glaube jedoch, daß Haushaltsmittel, 
die eine Verbesserung der Verbrechensbekämp- 
fung und damit der Sicherheit unserer Bevölke- 
rung bewirken können, gut angelegt sind. 

Lücke 
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